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Die Thronrede.
Wenn die Thronrede das einzige Aktenstückwäre,

aus welchem wir die Pläne der Regierung»sur den
norddeutschenBund erkennen«müßten,so wurden wir

mit einer gewissenZuversichtin die Zukunft fehen,denn

der Inhalts-und der Ton derselben berechtigtzu dein

Glauben, daß die Endziele der Regierung nicht allzu-
fern liegen von denen der lieberalen Partei.

»

Der König spricht von der vergangenen Große
Deutschlands und von den Bestrebungen, die fruhere
Macht und-GrößewiederzugewinnenIndem er betont,
daß . die . Regierung-. »ersten-mit-

,,die Einigung des deutschenVolies cui der Hand der

Thatsachenzu suchen,und nicht wieder sdas Erreichbare
deinWünschenswerthen zu opfern«»,giebt er all

denen eine Lehre, welche sich-in ihrem«Eifer,die Thaten
der Regierung zu loben, nicht mäßigenkonnten, und

die Trennung Rorddeutfchlands von Süddeutschlgndals
das Beste und dass WünschensiverthesteTag fur Tag
anpriesen Man sieht, die Regierung ist sich»wohl be-

wußt; daßdas-ganze Deutschland das ,,Wunfche«ng-
werthe« ist, und wir dürfendaraus wohl »dieHoffnung
schöpfen,daß sie dieses ,wünschenswerthe««Zielniemals
aus denAugen verlieren wird. Jn diesem Sinne fassen
wir auch die Worte auf, welche von den Beziehungen
.n Süddeutschlandhandeln, und wenn der König

sagt,»dieOrdnung der nationalen EBeziehun en

des Nordde"utschen"-B"undes zu unsern Land-
leuten im Süden des Main ist durch-die"Fr’iedei»is«-
schlüsfedesjsvergangenenJahres, dem- freiengeheimn-
koinmenjbeiderTheile anheimgestelltZur Herbeifiihrung
«—.di·escs,EinverständnisseshwirdusnfereJHaiidden fuddents
schenBtüdem kiffenLied entsgOge,1,ikvm.yii-nd»danie-

werden,, so aldder Potddeutsche«",Bund»ins-Fest-
stellung-seinerVersassssmigiweitgeuug-Yorgeschriktensfem
wird- nneszur Abschlteszungksoon»Bei-tragen

·
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eben nur
» ,Grundbedingungen« der Verstän-

digung bilden sollen, welche vorausfichtlich von beiden
Theilen angestrebtwerden«. Die weiteren Bedingungen
der Verständigungwerden dann wohl in einer ,Staats-
verfassung für ganz Deutschland« zu suchensein.

, Welches soll denn aber die Verfassung fürsganz
Deutschland sein? Soll es der von den Regierungen
vereinbarte Entwurf einer Verfassung für Norddeutsch-
land sein?

Wenn wir das glauben müßten, so würden wir

allerdingskeine Hoffnunghaben auf baldigeErfüllung
unserer -Wi-infehe, aber-tropdem, des-« König selbst in
seiner Thronrede so dringend zur Annahme sder Vorlage
mahnt, wir sind über eugt, und die Rede selbst befestigt
in uns dieseAnsicht, ie Regierun hält dieseVerfassung
nicht-fürdas Wünschenswerthe,sondernnur für das

Erreichbare. Als Regierung kann sie natürlichnur das

vorlegen und zur Annahme empfehlen,was sie für er-

reichbar hält,"aber wird sie es deßhalbun ern sehen,
wenn das Parlament sein Gewicht in die agfchaale
legt, um das Wünschenswerthezum Erreichbaren zu
macheniss Wir glauben dies nicht, denn sie kommt den
verbündeten Regierungen gegenüberdadurch in eine
bessereLage, wenn sie ernstlichan diesEinführungeiner
Verfassungdenkt, durchwelcheein wirklich-er Bundes-
staat mit verfassungsmäßigem Staatsleben
hergestelltwird. Nur eine solcheEinrichtung kann die
Einigung von Nord- und Süd-Deutschlandwes e

wohl jeder gute «Patriotvon den Alpenbis zum Ran e

des Meeres wünscht,schnellherbeiführen,und in diesem
Sinnesmsögendiejenigen,well ejetzt Tzirsaiitmensitenund

die;Verfassung»für Norddeu chland bekäthemjfolgende
Worte beherzigeii,gwelche der KönigWilhelmgesprochen
hatt »Ni» pro-n uns, von unserer JVMGUMSHCDE
hängtes daher in diesem Augenblitke"jjab,-dessmge-
sammtjen Deutschland die Bürgsrhsafteneiner

Zukunft zucsichern, in welch-ils:-es«zjls-fr"eixkvonder

Gefahr;x-;IwiederxEin ZerrissenheityeWWschts w M-

falldnff««txächeimeSer tbestiinntitngsepineszoeiffarings-
mäßige-«Entwi"eluiig u seine Wohlfahrtpflegenund



in dem Rathe der Völker seinen friedliebendenBeruf zu

erfüllenvermang
Mögen diese Hoffnun en, welche die Worte des

Königs erwecken,nicht täuslchemmöge die Zukunft uns

recht bald zeigen,daß die dunklen Schatten,»welcheder»
vorgelegte Verfassungs-Entwurf»auf Idie Entwicklung

«

unserer Verhältnissejetzt-;wirft, eben nur Schatten
sind, welche niemals zuKörpernwerden können.

Politische ·Wocheufcimu.
Preußen. Das Parlament hat in der vergangenen

Woche mehrere Sitzungen unter dem Vorsitz des Alters-

ptäsidenten v. FrankeubeegsLudwigsdorf ehalten. Jn
denselben wurde eine genügendeAnzahl von Wa leis für giltig
erklärt, um am Sonnabend die Präsidentenwahl vor-

nehmen zu können. Es wurden gewählt:Abg, Dr. Sim-
son (welcherschon in der deutschen Nationalversammlun im

Jahre 1848 in dem Erfurter Parlament den Vorsitz führteJ
zum Präsidenten, Abg. Herzog v. Ujest zum ersten Vice-

präsidentenund den Abg. R. v. Bennigs en (der Vor-

sitzendedes Nationalvereins) zum zweiten Vicepräsidenten.
Diese Wahl giebt Zeugniß,daß die Hoffnung der konser-

vativen Partei auf eine dominirende Mehrheit eine trügerische
gewesen ist.

Am Montag erwartet man die Vorlegung des Verfassungs-
Entwurfes.

Bei den engeren Wahlen ist Herr v. Forckenbeck
egen den Grafen Bismarck in Elberfeld unterlegen, dagegenEnddie übrigen engeren Wahlen in ihrer Mehrheit günstig
für die liberale Partei ausgefallen. Auffallend ist-, daß die

Betheiligung dabei fast durchgehends eine stärkerewar, als
bei den ersten Wahlen.

Ja der letzten Zeit ist wiederum das Gerücht aufgetaucht,
einer der kleineren norddeutschenSouveräne, der Furst von

Waldeck, wolle seine Souveränität an Preußen ab-
treten.- Diese Nachricht wird ofsiziös als- unrichtig be-

zeichnet. Dagegen scheint sich die Nachricht zu bestätigen,daß
die Fürsten von Anhalt und von Lippe-Detmold mit Preußen
Militärverträge geschlosjenhaben, durch welche sie istanzes Militärwesenin die Hande Preußens geben,das es vo

fiändigübernehmenund mit dem seinen verschmelzenwill,
und dafür nur 160 Thlr. pr. Mann statt der im Verfassungs-
entwurf festgesetzten225 Thlr. verlangt. Bei dem Interesse,
welches gera e das Militärbudget in Anspruch nimmt,
lassen wir hier nach «Hirth’s parlamentarischem Almanach«
die Summen folgen, welche die einzelnenStaaten des nord-

deutschen Bundes für das Militärbudgetzu zahlen haben
werden, falls der Regierungsentwurfangenommen wird-

anredete-fernere
I. Preußen,a. alte Landestheile 192,551 43323975

» b. neue Landestheile 43,229 9,726525
Summa KönigreichPreußen M,780 53,050500

II. Sachsen 23,440 5,274000
Ill. MecklenburgsSchwerin 5,526 1,243350
IV.

·,, Strelitz 990 202750
v. Daimyng 3,144 705400

Vl. SaWeinkar 2,802 630450
- V1I. essennordl.·«desMains 2,525 568125
VIII. raunschweig 2,927 658575

IX. Anhalt 1,930 ÆZOL S,-Meiningen 1,781 25
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die Blätter-gehtdie Nachricht,daß die Reginnug

sichmit der Frager-wegenAufhebung der Sviselbaiikin
Wiesbaden beschäftigt. Hoffentlich wird das Resultat die

endliche Beseitigung dieses Instituts sein.
Der frühereKönig von

kPannoverhat sich endlich ent-

schlossen,mit der preußischenegierung in Unterhandlung zu
treten we en der Regulirung seines Privatvermögens; ein

gleicheswird vorn ehemaligenHerzog von Nassau emeldet.

Bayern. Die Uliramontanen und die Gro deutschen
thun alles mögliche, um das Ministerium Hohenlohe zu

Krzenzjetzt haben sie das alberne Gericht verbreitet, der

inister unterhandle mit der preußischenRegierung, um die

bayerischeSouveränität an Preußen abzutreten.

Dkfterreirkji
Bis jetzt deuten noch alle Anzeichendarauf

hin, daß die egierung den eingeschlagenenWeg der konsti-
tutionellen Regierung mit Ernst verfol en will; hoffentlich
werden die Deutschen die traurigen ErfaFrungenfrühererkon-

stitutioneller Perioden nicht vergessen haben, und die konsti-
tutionelle Neigung der Regierung benuhen, um sichereGa-
rantien für die Zukunft zu gewinnen.

Die ungarische Frage, deren Lösung endlich nach
langen Versuchen gefunden schien,droht neue Schwierigkeiten
zu

-

bereiten, indem die Kroaten gegen die Vereinigung mit

Ungarn protestirem »

Frankreich. Die neue Freiheit läßt noch immer auf sich
warten; was bis jetzt über das Preßgesetzverlautet, erweckt
keine großenHoffnungen. — Jn Paris ist man vor allem

jetzt mit den Vorbereitungen für die Ausstellung beschäftigt-
Ob dieselbe alle gehegtenErwartungen erfüllenwird, muß
bezweifeltwerden, da ie getroffenen Einrichtungen sehr man-

gelhaft sein sollen.
Italien. JU Jtalien scheint man durch die Erwerbung

Venetiens noch nichtbefriedigtzu sein, man richtet jetzt sein
Augenmerk auf Sudt rol.

Spanien. Das and ift noch immer ruhig.
England. Die Regierung hat in der Reformfrage in

so weit «nachgegeben,daß sie jetzt ein Reformgeseh vor-

legen will. Die Ideen, welche für die Re ierun dabei maß-
gebend sein werden, gehen aus der ede hervor,mit

welcher der Minister Disraeli die anfänglichvorgele ten Re-
solutionen erläuterte. Er führte aus, daß die frühereRe-

formakte die Mittelklasse zur T eilnahme an der Herrschaft
berufen, aber das Recht der rbeiterklassen ganz vernach-

lässiglthabe.
m dieses Unrecht wieder ut zu merkenund das alte

Gleichgewichtwieder herzusteen, wolle le Regierun vier
neue timmrechtsbefähigungenvorschlagen. Sie wo e um

Stimmrecht berufen: 1) Jeden; der einen akademischen ad

erlangthat, der-dem geistlichenStande angehörtnnd Perso-
nen ahnlicherBefähiguns2) Jeden, der die Summe von

30 (200 Thlr.) ein ahr lang in einer S erlasse liegen
hat; Z) Jeden, der 50 Pfd. (333«-·Thlr.) in aat apiereie

angelegthat; und 4) Jeden der 20 Schin. ais-, T ik.) di-
re e

« teuer zahlt. Was die vier neuenZensusartenbetrifft,
»die-Zahl der Wahl-r un Stegs-leckenum



vierte um 30,000 vermehren. Den alten BurgfleckeniZensus
wolle er von 10 Pfd. (669Xs Thlr:) Miethe auf 6 P·fd.
(40 Thlr.) AbgabensS ätzungermaßigen auf ungefahr
8 Pfd. [531,’eThlr.] iethe). Diese Ermaßigungwnr e.den

Burgstecken in England und Wales 130,000 neue Wahler
eben. Indem er die neuen Zensusklassenauch in den Graf-
chaften einführen und den alten Grafschaftszensus von 50

Pfd. (3331X3Thlr.) auf 20 Pfd. USE-istThlr.) herabsetzen
will, denkt er wieder 82,500 neue Wahler zu schaffen.

»

Jn

runder Zahl würde die Gesamintverinehrungder Wahler
400,000 betragen.

— Die Ideen der Regierung finden bei

den Liberalen keine
2günstigeAufnahme· ·

Türkei, Der ufstand in Kandia ist unterdrückt,«aber
aus diesem Siege scheint der hohen Pforte eine noch großere

Gefahr zu erwachsen, als in dem Ausstandselbst lag.»Der
Vicekönig von Aeggftemdurch dessen Hilfe hauptsächlichdie
Unterdrückun des usstandes gelang, verlangt·jetztsur seine
Hilfe einen solchenPreis, daß er nachBewilligungseiner

Forderungen so ziemlichals unabhangiger Soiiverain dastehen
ürde.w

DfonaufiirstenthümenDie Gerüchte über Entdeckung
einer Verschwörung gegen den Fürsten werden amtlich als
falsch bezeichnet. Man spricht von der Vermählungdes Fur-

sten mit einer Tochter der Königin von Englandsz
Nord-Amerikq. Es scheint fast, als ob die Anklage

gegen den Präsidentenohne Resultat verlaufen sollte.

Neneste Nachrichten.

Pest, l. März. Jn der heutigen Conterenz der Linken
wurde die ministerielle Vorlage in Bettes der Steuern

mitwenigen Modisiiationen angenommen. Bezüglichder

Vorlage wegen Aushebung der Rekruten aber wurde ver-

langt, daß vorerst iin Sinne der Gesetzelaut Coiistitution
und alter Praxs eine Commission entsendet werde, vor

welcher das Mutsterium"dtsNothwendtgkett einer Reh-Men-
"

Aushebungnach uweisen habe. —" Die offizielleMittheilung von

der iii der nächstenWochebevorstehendenAnkunft des Kaisers

ist angelangt· » » .

Pest, Sonnabend 2. Marz, Nachts. Jn seiner heutigen
Abendsitzungnahm das Unterhaus die Regierungsvorlage be-

treffend die Nekrutenaushebungnach fast dreistündigerDebatte

mit v«rosier Majorität unverändert an.

ien,· Sonntag 3. Wärs,,Morgens. Bezüglichdes

neuen Pfandbriefanlehenserfahrtdie ,,Pkesse«,es sei zwischen
der Resierung und einem Pariser Consortium eine Abmachung
getroffen,wonach letzteres die ganze Summe zum Couvse von
6972 pCt. übernimmt. Sollte durch Ueberzeichnungenein

Mehrerlöserzieltwerden, so ehörtderGewinn an der Cours-

differenz bis 71 pCt. dein onsortium allein, bis 76 wird

der Gewinn zwischender Regierung und dem Consoitium
et eilt.g hParis,Sonntag 3. März;Morgens. Der ,Moniteur«

meldet: Ein Rapport des Kriegsministe·r»s,Marschalls Niel,

schlägtdie Ernennung des Generals Ladmirault zum Kommen-

danten des weiten und des Generals

GohonzumKouinians
danten des sechstenArmeekoips vor. Gra Rayneval ist BinfkanzösischenGesandten in Weimar ernannt worden. er

Schiffbruchdes Transpoktdampfers »Gironde« bestätigt
sich. Die Mannjchaftxchgerettei. ,

.
Die Zinsensur

die anbons sind auf I, resp. II- und

«272 Prozent fe tgestellt-worden.

«

Aus Berlin-.
. « , .

- Aus dem Berliner Bereinsleben" Jm »Lan
der vergangensenWochehat · diesVereinsthätigkeitwieder

.»
der liberalen

in höheremMaße als sonst deni kommunalen und dem wirts-
schaftlichenLeben zu ewendet. Man müsse, meinte Herr
Bram -in der, am ienstag stattgefundenen Versammlung
des Bezirks-VereinsAlt-Berlin, die gegenwärtigepolitische
Ruhe, die sich nach der endlich erfolgten Bestatigung der
Stadträthe auch auf kommunaleni Gebiete geltend mache,
dazu·benutze«n,um die innern häuslichenAngeleaenheitenauf-
merksamerin’s AUI·zufassen. Jn dieser Beziehung sei
namentlichvon der «

urgerschaft aus die Ablehnungder pro-

FcctirkenErhohungder Miethssteuer hin uwirken. Er-
eulicher als diese sei die vom Magistrate bea sichtigteUm-

wandlung der Armenschulen in Gemeindeschulen.Jn der an

die Erörterun en des Herrn Bram sich knüpfendeDebatte

wurde«beschlossen,die Berathung der Miethssteuerangelegenheit
auf die Tagesordnung der nächstenVersammlungzu setzen,
und die Stadtverordneten des Bezirks zu der elben einzuladen.

Auch andere Be irksvereine beschäftien sichmit der bren-
nenden Frage der« rhöhung der Mietgssteuerund die Ver-
eine der Stadtbezirke von 137 bis 141 und der Hambur er

Vorstadt beschlossen,geradezu einen Protest gegen diese -

höhung bei der StadtverordnetensVersammlungeinzule en,

indlelitnsie sich mit dein bloßenPetitioniren nicht begnugen
wo en.

Von·einigenVorschuß-Vereinenwurde im Laufe der
Woche dievierteljährlicheGeneralversammlun abgehaltenund

habendiese den·Beweis geliefert, daß die ehauptung der-

jenigen salschist«welcheBerlin sür einen nicht geeigneten
Boden fnr die Schopfungen von Schule-Deutsch erklärten.
So fand am Montag die ordentliche eneralversarnmlung
der Darlehnskassedes Jerusalemeri Straßenbezirksstatt, in
welcher die Feststellungdes Jahresberichts und die Neuwahl
des Vorstandes erfolgte. Der Verein, der nur einen kleinen
Bezirkumfaßt,gab im verflossenenJahre an seine Mitglie-
der 1720 Thlr. an Darlehen. Die gezahltenBeiträge der
Mitglieder verrugerr 31·I--Tyir.«22 Sgr. 6 Pf. An dem-

selbenTage fand- die Generalversammlungdes Konsum-Ber-
eins Berlin statt, in «deraußer einer

theilweisenAenderun
der Statuten auch die Neuwahl resp. ie Wiederwahl des

Vorstandeserfolgt ist.
«

Die herrschendeHypothekennoth versammelte am

Dienstag wieder eine Anzahl von Hauseigenthümernunter

demVorsitz des Be irksvorstehersMay, um die Begründung
eines Pfandbriesanstitutsfür die Berliner Hauseigen-
thumer zu berathen. Es wurde beschlossen,nach vierzehn
T»ageneine Generalversammlunganzuberaunien, zu welcher
sammtlicheHauseigenthümerBerlins ein eladen werden sollen.

Ganz ohne Politik ist indeßdiese oche nicht vorüber-
gegan en. Jn der Montagsitzungdes Arbeiter-Vereins
hielt err HeinrichSteinitz einen Vortrag über den Aus-
fall der Wahlen,in welchemer die Ursachender Wahlnieder-
lagen der»liberalenPartei zu erörtern suchte. Einestheils
fand er dieselbenin dem Umstande,daß das neue Wahlgesetz
aus einem ganzen SystemfreiheitlicherGarantien herausge-
rissen, o ne die

nothigsenStützen des freien Vereinsrechtes
und der eMl Presse Da MA- UUD in den Mängelndes Wahl-
re· leinents, welchesnamentlich auf dem Lande das Geheim-
rn der Summabgabevielfachvereitle; dann aber au in
der

Lasszgkeit
der liberalenPartei, welchedas direkte seil-

rechtin a nlicherWeisehabebehandelnwollen, wie das n-

direete.Das directe Wah rechtverlange namentli unter den
in PreußenobwalteudenVerhältnissen, wo der· egierungso
artei der

FratzeBeamten-Appar«
« gewissermaßenzur Ver-

gimg ste e, das volle Eintreten der Persönlichkeit
es Kandidaten energischeund ·BieglidorganjfirteShätiakeit

a uartei »vor der nd vor alle-n Dingen



auchOpfer an Geld, um diese Thätigkeitins Werk zu
sehen. In allen diesen Be iehun en könne die konservative
«

artei als Muster dienen, die selbstan den verlornenPosten
erlin bedeutende Summen in Agitationsmitteln verwen-

det habe. Doch würde das Volk den Gebrauch des demo-

-kratischenWahlrechts schon lernen. Redner forderte schließlich
einer Petition an den Reichstagauf, um Prüfun des

ahlreglementsund Bewilligung der Diäten für die eichs-
"tags-Abeordneten.

«

«

»- zu den letzten Wochen sind in Berlin wiederum

mehrere Cholera-Erkrankungen, einige sogar mit tödt-

lichem Ausgang, vorgekommen Wir machen daher sowohl
unsere Leser, als auch die Sanitätsbehörden darauf aufmerk-
sam, wie dringendnothwendig es ist, die im vorigen Som-

mer mit so vielem Erfolg ausgefü Ite Desinfektion
wieder zu beginnen. Wenn man jetzt bends nachs10 Uhr
durch die Straßen geht, so kann man sichüberzeugen,daß
dieselbe leider ganz aufgegeben worden ist. » Unzweckmäßig
wäre es, damit zu warten, bis die Seuche wieder eine größere
Ausbreitung erlangt hat«

= Die Omnibus esellschaft wird eine neue Aendes

Umg vornehmen; es so en AbonnementsiBillets eingeführt
werden, welchebeim Bezahlenin eine geschlzgeneBüchse ge-

than werden«so daßzdemKonduiteurdie öglichkeiteiner

Unterschlagunggenommenist. Ueber den Preis der Abou-

nernentssBillets verlautet noch nichts.
«

-. Anläßlichdes Mordes, welcherhier an einem Bäcker-

fLehrling verübt worden ist, erheben sich wiederum viele

Stimmen, welche-eine Vermehrung der Polizeibeam-
ten, fordern. Wir glauben«daßeine solche,«init ganz bedeu-

tenden Kosten» verbundene Maßregel nicht nothwendig
sein wird, wenn das Princip, die Sicherheitsbeamtennur

sztt den Dienstlei ungen zu verwenden, welchedirekt auf den

Sicherheitszustan der Stadt Bezug haben, immer mehr zur

Geltung gelangt, » ,
;

· «

..="Am77hieu..tisegTage ile noch me neue Volks-

klüche erö net werden« Die schoug bestehenden-HKücheu
erfreuen fi einer stets wachsendenTheilnahme.DasEini
ehen der in der »Gegenddes KöpncckerThores gele enen

ätolksküchedarf man nicht als ein Zeichender geringen heil-
·nahu1ebetrachten;die-Küchewird wahrscheinlichin kurzem
an einem andernsPunkte in jener Gegend wieder eröffnet
werden.

. Vermischt-es
, -s-"Ein mecklenburgifcherGutsbesitzer,-Herrv. Thünen,

hats-sichlange Jahres "ndurch damit beschäftigt,das Gesetz
des naturgemäßen-Ar

'

«tslohns-zu finden. Der Tod hat ihn
"ereil"t,·eäeseineStudien ein Resultat T· eliefert haben, aber

seine Ar itens bieten immer eine großeMenge des schätz-
barsten Materials für alle wirthschaftlichenFra en. Insek-
e antkund wichtig-bei Betrachtung der,Militärßrageist in

nenlArbesten das, was "er über den Kapitalwerth der

»«e«nschse«ns'-nnd«von dessen Ausnutzung sagt»»Er meint, daßj
eine-«-innereTjScheufdie Schriftsteller,»undüberhandalle von
der Betrachtung-»was der Mensch«kostet,welches- a sal- in ;

Ists-enthaltentslklsabzuhaltenscheine-.-Wir-fürchteneineJEnts
«

w rdiguugzu -bsegeh"e«n-»;»·w«e«n-wir eine, solchezPejttiachtgggm«
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unterworfenist, siegreichbestehen können. Aufdie Mill-
tärfrage übergehend,sagt Herr v. "Thünen,den gewißNie-
mand anklagenwird, zu den ,Demokraten« zu gehören,welche
»weiter nichts anstreben als die Beseitigung des Militärs«:
»Diese Scheu, den Menschen als Kapital zu betrachten, wird
aber besonders im Kriege der Menschheitverderblich; denn
hier schont man das Kapital, aber nicht den Menschen, und

unbedenklichopfert man im Krieg hundert Menschen in der

Blüthe ihrer Jahre auf, um eine Kanone zu retten. Jn den

hundert Menschengeht wenigstens ein zwanzigmal so großes
Kapital verloren als in der einen Kanone. Aber die An-

schassungder Kanoneverursachtdem Siaatsschatz eine Aus-

gabe, während die Menschen durch einen bloßenKonskrips
tionsbefehl umsonst wieder zu haben sind. Den zum Sol·
daten brauchbaren Mann nimmt der Staat wo er ihn sindet,
ohne der Familie des Mannes, die in ihm vielleichtdie ein-

zige Subsistenzquelle verliert, die mindeste Vergütigungzu
geben. Wunderbarer Weise lassen dies die Staatsbürger sich
ruhig gefallen, während, wenn man Ochsen und Pferde,
da wo man sie sindet und braucht, ohne Vergütigungweg-
nähme, sogleich ein allgemeiner Aufruhr ausbrechen würde.
Hier wird also das Kapital viel höher geachtet, als der

Mensch. Würde der Mensch dem Kapital auch nur gleich
geachtet, so«müßte der Staat: 1) für jeden im Krieg ge-
tödteten Soldaten der Familie desselben die Erziehungskosten
vergüten, 2) den zum Krüppel geschossenenSoldaten nicht
blos das auf seine Erziehung verwandte, nun vernichtete
Kapital,.sondern auch den lebenslänglichenUnterhalt bezahlen;

. Z) dem gesund aus« dem Krieg zurückiehrendenSoldaten die

Abnutzungseiner Kraft im Geldaquivalent des in der-Dienst-
zeit entgangenen Erwerbes erstattten. Dadurch würden die

Kriegkjunendlichkostbarer werden, aber dies würde zum Heil
der« enschheit gereichen. Dann würden die Kriege weit
seltener werden, und man würde sie mit weit weniger
Menschenopsern führen, weil die Menschen zu kostbar
würden»

« W«ären»,Menschenopferim Kriege kostbar, so würde
auch für-die Verpflegungbesser gesorgt werden.

·

« »Wohl,mag-die Vertheidigung des Vaterlandes die erste
Pflicht des Staatsbürgers sein« wohl mag der Staat be-

rechtigt sein, von jedem Glied desselbenzu fordern, daß es

für das Ganze sein Lebenopfere, aber nimmermehr hat der
Stäat das Recht, met dem Leben eines Familiengliedes auch
das Vermö en der Familie in Anspruch zu nehmen und ein-

zuziehen. O un aber besteht sehr häusig das ganze Vermögen
einer Familie in der Arbeitskraft eines Mannes (Landwehr).
Nimmt derStaat diesen-hinweg, so fehlt den Kindern des-

selben d·erErnährerund Erzieher, und feinen alten hülflosen
Eltern uhrRetter von Noth und Elend im Alter« Während
dem reichen Gutsbesitzer die für den Militärdienstrequirirten
Pferde aus dem Staatsschaß bezahlt werden, nimmt man den
Atmen ihr ganzes Vermögen,ohne nur an eine Vergütigung
zu denken. Kann es je eine größereUngleichheitin der Er-
hebung der AbgabegebenW ,. .

.

« zT eater am M ntqss

Opernthkusrer s war-ze-- vmmo. — Schauspiel-
haus:v Die

-

» arauise von» ilette. — Friedrich-Wilhelms·
. .ädt: gDieSellIe ans den Verstorbenen Flotte 'Burs·che. —-

ckllneri Fünf-ZehnMinisien im Zaubersalon.··'.Musikalichs
deklamatorische Abendunterhaltung."Ein vergesse-net-heilig-ist, LJm
War-Willens B; Klasse-s seöleiktortaxr Ud bullolumabohoka
— Woltersdorff: 500,000 Teufri.cHlsdrollrfVonTueuund
Nuglisrh Die Sphinx. UnglücklichesFamilienserhältnifsr. Die

Kalospmtheohoornokren ksyorstadh Die Macht der

geh-—-..e.i.ii-i-.-.2 -
.

.

-·

i---..17
- . -. -

«««tit«ebaslaurir. seen-seies-dr. kreisten-tu selts-


